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(3) Bei Anwendung von Vereinbarungspreisen dürfen 
festgelegte produktgebundene Abgaben nicht vermin­
dert werden".

§7

(1) Vertragsrechtliche Preiszuschläge und Preisab­
schläge, die zwischen den Betrieben vereinbart werden 
können, sind bei der Errechnung der produktgebunde­
nen Abgaben nicht zu berücksichtigen.

(2) Werden nach den preisrechtlichen Vorschriften 
die für den Betriebspreis anzuwendenden Preiszu­
schläge oder Preisabschläge auch im Industrieabgabe­
preis wirksam, sind die produktgebundenen Abgaben 
wie folgt zu errechnen:

a) Ist die Abgabe in einem Prozentsatz des Industrie­
abgabepreises festgelegt Worden, ist der für die 
Erzeugnisse und Leistungen festgelegte Prozent­
satz auf den um den Preiszuschlag erhöhten bzw. 
um den Preisabschlag verminderten Industrie­
abgabepreis anzuwenden.

b) Ist die Abgabe in einem Markbetrag je Mengen­
einheit festgelegt worden, ist der für die Erzeug­
nisse und Leistungen festgelegte Betrag in dem 
gleichen Verhältnis zu erhöhen oder zu vermin­
dern wie der Industrieabgabepreis. Das gleiche 
gilt, wenn die Abgabe als Differenzbetrag zwi­
schen Industrieabgabepreis und Betriebspreis fest­
gelegt worden ist.

(3) Ist in den Abgabentabellen oder Preisbewilligun­
gen ein besonderer Abgabensatz für Erzeugnisse und 
Leistungen minderer oder höherer Qualität bzw. Wahl­
sortierung festgelegt worden, ist dieser Abgabensatz an­
zuwenden.

§ 8

Haben Betriebe verkaufte Erzeugnisse nachweisbar 
zurückgenommen und den Verkaufspreis zurückge­
währt, können sie die für diese Erzeugnisse abgeführ­
ten produktgebundenen Abgaben vom Gesamtbetrag 
der zum nächstfolgenden Termin abzuführenden pro­
duktgebundenen Abgaben absetzen. Beim Wiederver­
kauf der Erzeugnisse entsteht die Zahlungspflicht er­
neut.

§9

(1) Die Betriebe haben für Erzeugnisse, die

a) auf Grund eines Exportauftrages an Außenhan­
delsbetriebe oder an Betriebe mit Außenhandels­
funktion geliefert oder

b) auf Grund eines in eigenem Namen abgeschlosse­
nen Exportvertrages exportiert

und zu Betriebspreisen abgerechnet werden, die pro­
duktgebundenen Abgaben zu errechnen. Der Errech­
nung sind die Abgabensätze zugrunde zu legen, die für 
den Inlandsumsatz anzuwenden sind. Die auf Export­
umsätze entfallenden produktgebundenen Abgaben 
sind in der Abrechnung gesondert nachzuweisen, je­
doch nicht abzuführen.

(2) Abs. I gilt nicht für solche Exportumsätze, für die 
nach den preisrechtlichen Vorschriften besondere Ab­
gabepreise zu berechnen sind. Soweit diese Preise pro­

duktgebundene Abgaben enthalten, sind die Abgaben 
zu errechnen und abzuführen.

§10

Verkaufen Außenhandelsbetriebe die zum Zwecke 
des Exportes bezogenen Erzeugnisse an Abnehmer im 
Inland, haben sie die nach den preisrechtlichen Vor­
schriften in den Industrieabgabepreisen enthaltenen 
produktgebundenen Abgaben abzuführen.

§11

(1) Die Betriebe der volkseigenen Wirtschaft haben 
die produktgebundenen Abgaben dem bei der Ge­
schäftsbank bestehenden bzw. einzurichtenden Sonder­
bankkonto für produktgebundene Abgaben zuzuführen.

(2) Die Betriebe der volkseigenen Wirtschaft weisen 
auf den Verrechnungsdokumenten, die sie zur Kreditie­
rung der Forderungen aus Warenlieferungen und Lei­
stungen an die Geschäftsbank einreichen, die in den 
Rechnungsbeträgen enthaltenen produktgebundenen 
Abgaben gesondert aus. Sie veranlassen mit der Ein­
reichung der Verrechnungsdokumente zugleich die 
Überweisung der in den Rechnungsbeträgen enthalte­
nen produktgebundenen Abgaben auf das Sonderbank­
konto. Sie können in Abstimmung mit der Geschäfts­
bank die Überweisung auf das Sonderbankkonto auf 
der Grundlage von Durchschnittssätzen vereinbaren.

(3) Über Beträge, die dem Sonderbankkonto zuge­
führt sind, dürfen die Betriebe am Fälligkeitstermin 
der produktgebundenen Abgaben verfügen zur

— Finanzierung von produktgebundenen Subventionen, 
soweit Ansprüche darauf bis zum Fälligkeitstermin 
der produktgebundenen Abgaben entstanden sind,

— Finanzierung von Unterschiedsbeträgen gemäß § 5 
Abs. 3, soweit Ansprüche darauf bis zum Fällig­
keitstermin der produktgebundenen Abgaben ent­
standen sind,

— Abführung der produktgebundenen Abgaben.

§12  .

(1) Der Zeitraum für die Entstehung der Zahlungs­
verpflichtung an produktgebundenen Abgaben (Ent­
stehungszeitraum) wird für Betriebe der volkseigenen 
Wirtschaft wie folgt festgelegt:

a) Für Betriebe mit einer jährlichen Zahlungsver­
pflichtung an produktgebundenen Abgaben von 
mehr als 3 Mio M gilt der Zeitraum

vom 1. bis 5.
vom 6. bis 10.
vom 11. bis 15.
vom 16. bis 20,
vom 21. bis 25.
vom 26. bis zum letzten Tag eines jeden 

Monats.

b) Für Betriebe mit einer jährlichen Zahlungsver­
pflichtung an produktgebundenen Abgaben von 
100 000 M bis 3 Mio M gilt der Zeitraum


